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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Lors de la procédure de consultation sur les modifications d'ordonnances dans le
cadre de la mise en œuvre de l'art. 121a de la Constitution (Cst), les avis relatifs à la
nouvelle obligation de communiquer les postes vacants ont été récoltés. A l'exception
de l'UDC, tous les participants ont approuvé les modifications de l'Ordonnance sur le
service de l'emploi (OSE). Les associations patronales ont toutefois pointé du doigt la
charge administrative supplémentaire engendrée par la mesure. En effet, les petites et
moyennes entreprises ne disposent pas forcément de personnel spécialisé, voire
d'unité juridique, pour y faire face. Concernant la valeur seuil basée sur le taux de
chômage à partir de laquelle l'obligation devient effective pour la branche
professionnelle, trois cantons (JU, NE, TI), le PS, les syndicats, l'Union des villes suisses
et les associations de travailleuses et travailleurs se sont prononcés en faveur de la
proposition du Conseil fédéral fixée à 5%. Les associations patronales, neuf cantons (AI,
BL, FR, GE, NW, OW, SZ, VS, ZG) et le PVL prônaient un seuil de 8%. S'agissant du délai
de restriction de l'information relative aux emplois vacants, treize cantons (AG, BE, BL,
BS, GE, GL, GR, NE, SG, SO, TI, UR, VS), le PRD, le PS, certains syndicats et associations
de travailleuses et travailleurs ont plaidé pour le délai de cinq jours proposé par le
Conseil fédéral. Le PVL et les associations patronales et professionnelles souhaitaient
un délai de deux voire trois jours. Le canton de Schwyz a rejeté l'avance en terme
d'information. De plus, quinze associations patronales ont préconisé une mise au
concours immédiate en l'absence de dossiers de candidature pertinents. Les syndicats
et le PS voudraient soumettre les employeuses et employeurs à un devoir de
justification concernant l'évaluation d'un dossier comme non approprié. Les
exceptions à l'obligation d'annonce des emplois vacants ont été accueillies
favorablement. Toutefois, les employeuses et employeurs aimeraient étendre les règles
d'exception. Pour les engagements de courte durée, ils ont soutenu la variante à
quatorze jours. Du côté patronal, la variante plus généreuse (moins d'un mois) a été
préférée. Finalement, les cantons ont salué le principe inscrit dans la Loi sur les
étrangers (LEtr), selon lequel ils sont responsables des contrôles et des sanctions. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.11.2017
DIANE PORCELLANA

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die SVP nahm an ihrer Delegiertenversammlung Anfangs Juli ebenfalls Stellung zur
Ausländerpolitik, stellte diese aber fast ganz in den Schatten der Asylproblematik und
der „inneren“ Sicherheit. Bemerkenswert war allenfalls, dass die Partei vorschlug,
ausländischen Familien, deren Kinder in der Schule mehrfach gewalttätig waren, sei die
Niederlassungsbewilligung zu entziehen; zudem müssten diese Eltern ihre Kinder
„gesondert“ unterrichten lassen und dies auch selber bezahlen. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.02.2002
MARIANNE BENTELI

Im Mai stellte die FDP ihr Papier zur Migrationspolitik vor. Im Bereich der
Ausländerpolitik bewegte es sich ganz auf der Linie des Bundesrates. Wie im neuen
Ausländergesetz vorgeschlagen (siehe unten), wollen die Freisinnigen die Zuwanderung
von ausserhalb der EU und der EFTA auf Hochqualifizierte beschränken, diesen aber
attraktive Aufnahmebedingungen für eine zeitlich unbefristete Zuwanderung anbieten.
Diese müsse sich an den Interessen des Landes in den Bereichen Wirtschaft und
Sozialwerke orientieren. Zur Verhinderung unerwünschter Konsequenzen sollen
genügend Ressourcen für Integrationsmassnahmen zur Verfügung gestellt werden. Eine
Verschärfung der Haltung konnte in der Asylfrage festgestellt werden. Mit Blick auf die
SVP mahnte die FDP zwar, angesichts des geringen Anteils der Asylsuchenden an der
Zuwanderung (weniger als 7%) die Relationen zu wahren. Für „Armutswanderer“ und
„Wirtschaftsflüchtlinge“ sieht aber auch die FDP in der Schweiz keinen Platz. Sie
verlangte eine weitere Beschleunigung des Asylverfahrens, den konsequenten Vollzug
der Wegweisungen, rigorose Sparmassnahmen bei den Fürsorgekosten für
Asylbewerber sowie eine prioritäre Ausrichtung von Entwicklungshilfegelder an jene
Länder, die bereit sind, durch Rückübernahmeabkommen mit der Schweiz zu

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.05.2002
MARIANNE BENTELI
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kooperieren. 3

Die CVP stimmte an ihrer Delegiertenversammlung einem knapp gehaltenen
Positionspapier zur Migrationspolitik zu. Auch hier waren Akzentverschiebungen nicht
zu übersehen. So hatte sich ein ausländerpolitisches Papier drei Jahre zuvor fast nur
mit der Integration befasst. Neu wurde die ausländische Wohnbevölkerung zwar
ausdrücklich in die „Gemeinschaft Schweiz“ einbezogen und die Zuwanderung als
wirtschaftlich notwenig bejaht, doch wurden auch unmissverständlich verschiedene
Bedingungen gestellt. Die Integration wurde zur „Holschuld“ erklärt: Zugewanderte
sollen sich mit der Kultur des Landes vertraut machen, innert nützlicher Frist eine
Landessprache lernen und ihre Fortschritte jeweils bei der Erneuerung einer
Aufenthaltsbewilligung belegen. Arbeitgeber, Gemeinden, Kantone und verstärkt der
Bund sollen die Eingliederung unterstützen. Vergehen und Verbrechen müssen nach
Ansicht der CVP vermehrt mit Landesverweisung geahndet und Scheinehen für ungültig
erklärt werden. In der Frage der Zulassung unterstützte die Partei die bundesrätliche
Lösung mit den zwei Kreisen. Bei den Kurzaufenthaltsbewilligungen übernahm sie aber
die schon früher geäusserte Haltung der SVP: Bewilligungen für vier bis sechs Monate
sollen – mit Blick auf Landwirtschaft, Bau- und Gastgewerbe sowie den Pflegebereich –
kontingentiert, aber nicht generell an Qualifikationen gebunden, der Familiennachzug
dabei ausgeschlossen sein. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an die Annahme der Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“
rückte die Integration noch stärker in den Fokus der grossen Parteien. Der CVP-
Präsident Darbellay sorgte mit seiner Forderung nach einem Verbot von
Separatfriedhöfen für Juden und Moslems für Aufsehen und die SVP nutzte das
Abstimmungsresultat, um ihre Rhetorik gegenüber allen Einwanderern zu verschärfen.
Die FDP diskutierte infolge des Abstimmungsergebnisses über ein politisches
Massnahmenpaket. Im Vordergrund stand dabei die alte freisinnige Forderung nach
einem nationalen Integrationsgesetz. Zudem möchte die Partei bei ihrem
Integrationsmotto „fördern und fordern“ den Akzent stärker auf die Pflichten verlagern.
Die SP konkretisierte vor allem ihre Positionen gegenüber dem Islam. Sie entwarf ein
Positionspapier, in welchem schulische Ausnahmeregelungen für moslemische Kinder
abgelehnt werden. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Dezember verabschiedete der Bundesrat eine Änderung der Verordnung über
Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit. Mit der Teilrevision werden zwei
Kategorien von Kontingenten für Kurzaufenthalts- und Aufenthaltsbewilligungen
geschaffen: Ein Kontingent für Kurzaufenthalter und Aufenthalter für Nicht-EU/EFTA-
Staatsangehörige sowie ein Kontingent für Kurzaufenthalter und Aufenthalter aus EU-
EFTA-Staaten, die in der Schweiz länger als 120 Tage eine grenzüberschreitende
Dienstleistung erbringen. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Die Schweizerische Universitätskonferenz (SUK) verabschiedete einstimmig ihre
Richtlinien zur Bologna-Reform. Betreffend dem Zugang zu den Master-Studien legte
die SUK das Gewicht auf die Freizügigkeit und nicht auf die fachbezogene Selektion, um
die Mobilität der Studierenden zu erleichtern. Zugelassen zu einem Master-Studiengang
in der entsprechenden Fachrichtung ohne zusätzliche Anforderungen wird demnach,
wer ein Bachelor-Diplom einer schweizerischen Universität vorweisen kann – wobei
jedoch den Universitäten und ETH offen stehen soll, für spezialisierte Studiengänge der
Masterstufe zusätzliche Anforderungen zu stellen. Die SUK legte im weiteren Richtlinien
vor, wonach universitären Institutionen die Erfüllung bestimmter
Mindestanforderungen beglaubigt werden kann. Dieses Akkreditierungssystem zur
Prüfung der Studienangebote soll die internationale Vergleichbarkeit und
Wettbewerbsfähigkeit der Diplome verbessern und dabei auch dem indirekten Ziel der
Qualitätspflege dienen. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

In ihrem Positionspapier zur Migrationspolitik sprach sie sich für eine erschwerte
Zuwanderung von Ausländern aus sowie für die Herabsetzung der Altersgrenze von 18
auf 14 Jahre für den Familiennachzug. Ferner hielt sie die Ausarbeitung eines
Gegenvorschlages zur Volksinitiative «für eine Regelung der Zuwanderung», die den
Ausländeranteil auf 18% begrenzen will, im Gegensatz zum Bundesrat für unerlässlich.
Bei den Einbürgerungen befürwortete die Partei zwar die erleichterte Einbürgerung von
Jugendlichen der zweiten Generation, davon abgesehen soll die Einbürgerungspraxis
hingegen restriktiver gehandhabt werden. Im Asylbereich sollen kriminelle, renitente
und papierlose Asylsuchende in bewachten Kollektivunterkünften bis zur Ausschaffung
untergebracht werden. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.03.1998
URS BEER

Am SVP-Programmparteitag in Reconvillier (BE) bekräftigte die SVP ihren Widerstand
gegen einen Beitritt der Schweiz zur EU und zur UNO und gegen die Bewaffnung von
Schweizer Militärangehörigen im Auslandeinsatz. Die Berner Sektion, welche für eine
weniger radikale Haltung eintrat, fand bei den Delegierten keine Mehrheit. Die im
Herbst vom Parlament verabschiedeten bilateralen Verträge mit der EU wurden auch
von einer Mehrheit der SVP-Fraktion gutgeheissen. Christoph Blocher stimmte zwar
gegen die Verträge, lehnte es jedoch ab, das von der Lega und den Schweizer
Demokraten lancierte Referendum zu unterstützen. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.01.1999
DANIEL BRÄNDLI

Als an der Delegiertenversammlung in Weinfelden (TG) zwei Wochen vor den
eidgenössischen Wahlen die FDP-Delegierten einstimmig die Ja-Parole zu den
bilateralen Verträgen mit der EU beschlossen, wurde die Gelegenheit auch zu Attacken
auf die SVP genutzt. Nationalrat Mühlemann (TG) forderte seine Parteikolleginnen und
-kollegen dazu auf, sich gegen die «Irrläuferpartei» SVP zu wenden und eine geeinte
Haltung zu den Bilateralen zu offenbaren. Parteipräsident Steinegger führte an, die
wirtschaftliche Situation der Schweiz sei wieder eine «Erfolgsstory», und dies sei in
erster Linie der Verdienst der FDP. Die SVP sei an diesem Aufbau nicht beteiligt
gewesen; sie habe sich in «Elendspropaganda» und Kampfbereitschaft gegen die
angebliche sozialistische Machtübernahme verfangen. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Ende März fasste die Parteispitze einstimmig die Ja-Parole zu den bilateralen
Verträgen mit der EU. In einer Broschüre verkündete sie einhellig, die bilateralen
Verträge seien die erste Station auf dem Weg zum vollständigen Beitritt. Vollmer (BE)
betonte, erst die SP habe die Abkommen durch ihre Überzeugungsarbeit
mehrheitsfähig gemacht. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Der Verfassungsartikel über eine Energielenkungsabgabe war dereinst als Gegenentwurf
zur zurückgezogenen Energie-Umwelt-Initiative unter namhafter Beteiligung der FDP im
Parlament zustande gekommen. Im August entschieden sich die Delegierten jedoch
gegen die vor der Volksabstimmung stehenden Energievorlagen. Sehr deutlich lehnten
die Delegierten auch die 18-Prozent-Initiative zur Begrenzung der Einwanderung ab,
deren Urheber, der Aargauer Grossrat Philipp Müller, dem Freisinn angehört. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.08.2000
DANIEL BRÄNDLI

Um die junge Kantonalpartei im Hinblick auf die Wahlen zu unterstützen, führte die SVP
im Januar erstmals eine Delegiertenversammlung im Wallis durch und beschloss in
Martigny die Nein-Parole zur EU-Beitrittsinitiative. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.01.2001
MAGDALENA BERNATH
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Überraschend beschlossen die CVP-Delegierten gegen die Empfehlungen von
Bundesrat und Parlament und ihres Präsidenten Adalbert Durrer mit 189:148 Stimmen
bei drei Enthaltungen die Ja-Parole für die EU-Beitrittsinitiative. Ausser Basel, Bern
und Freiburg beschlossen alle übrigen CVP-Kantonalsektionen die Nein-Parole. Nach
der Abstimmung gab sich Durrer überzeugt, dass die Ja-Parole der CVP Schweiz zu
weiteren Stimmenverlusten an die SVP im Aargau und in Solothurn geführt habe. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.03.2001
MAGDALENA BERNATH

Mitte Januar beschlossen die FDP-Delegierten in Olten nach intensiver Diskussion mit
133:98 Stimmen die Nein-Parole zur Initiative „Ja zu Europa“. Die Genfer und die
Waadtländer FDP hatten zuvor mit grosser Mehrheit die Initiative zur Annahme
empfohlen. Als Kontrapunkt zu der von der SP unterstützten Gesundheitsinitiative,
welche die Abschaffung der Kopfprämien fordert, plädierte die FDP in einem
Positionspapier für eine Gesundheitsversorgung, die auf den drei Säulen
Selbstverantwortung, obligatorische Grundversorgung für das medizinisch Notwendige
und fakultative Zusatzversicherung für sogenannte Komfortleistungen beruhen soll.
Versichert werden sollten nicht mehr Leistungen, sondern Risiken. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Obschon Umfrageergebnisse darauf hindeuteten, dass viele CVP-Wählerinnen und
Wähler die Asylinitiative der SVP befürworteten, lehnten die CVP-Delegierten die
Vorlage mit bloss einer Gegenstimme ab. Trotz Einwänden des christlich-sozialen
Flügels empfahlen sie die Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes zur
Annahme. In einem Papier zur Migrationspolitik sprachen sich die Delegierten wie die
SVP für Kurzzeitarbeitsbewilligungen auch für wenig qualifizierte Personen aus dem
Ausland aus, die in der Landwirtschaft, im Bau- und Gastgewerbe sowie in der Pflege
gebraucht würden. Eingewanderte sollten sich mit der Kultur der Schweiz vertraut
machen und über ihre Integrationsbemühungen regelmässig Rechenschaft ablegen. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MAGDALENA BERNATH

An der ersten Delegiertenversammlung der CVP im neuen Jahr verteidigte der noch bis
Februar amtierende Parteipräsident Philipp Stähelin das Vorgehen der Fraktion bei der
Bundesratswahl. Die Unzufriedenheit über dieses von der Parteileitung nicht eigens
traktandierte Thema war offensichtlich. Gemäss der früheren Luzerner Nationalrätin
Judith Stamm sei nicht klar, wie das Wahlgeschäft wirklich verlaufen sei, es hätte
Möglichkeiten für einen anderen Ausgang gegeben. Mit 159:79 Stimmen lehnten die
Christlichdemokraten gegen das Votum von Bundesrat Joseph Deiss den
Gegenvorschlag zur Avanti-Vorlage ab, beschlossen mit 174:24 Stimmen die Nein-Parole
zur Verwahrungsinitiative und empfahlen mit 125:22 Stimmen die Mietrechtsrevision
zur Annahme. 17

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.01.2004
MAGDALENA BERNATH

Am Parteitag in Naters bei Brig (VS) forderte der ehemalige SP-Präsident Peter
Bodenmann bei seinem ersten Auftritt an einer nationalen SP-Versammlung seit seinem
Rücktritt vor sieben Jahren eine mutigere Europa-Politik. Nach eingehender Debatte
verabschiedeten die Delegierten ein Positionspapier, das den Bundesrat auffordert,
nach der Inkraftsetzung der Bilateralen II noch in der laufenden Legislaturperiode
Beitrittsverhandlungen mit der EU aufzunehmen; die konkreten Vor- und Nachteile
einer EU-Mitgliedschaft könnten erst nach Abschluss der Verhandlungen beurteilt
werden. In einem Thesenpapier „Umverteilung und Gleichstellung“ billigten die
Sozialdemokraten eine Reihe von Vorschlägen, die von einer Steuerreform über die
Entlastung von Familien, der effektiven Gleichstellung zwischen Mann und Frau bis hin
zur Strukturreform der Altersvorsorge sowie zu Massnahmen gegen die Armut reichten.
Für die Abstimmung vom November gaben die Delegierten mit 297:87 Stimmen die
Nein-Parole zur NFA heraus; es überwogen die Warnungen vor der Gefahr des
Sozialabbaus bei den Behindertenheimen, sollte sich der Bund bei deren Finanzierung
zurückziehen. Diskussionslos stimmte die SP der neuen Finanzordnung zu. Auch beim
Stammzellenforschungsgesetz setzten sich die Befürworter mit 246:101 Stimmen durch;
die Geschäftsleitung hatte aus Respekt gegenüber persönlichen ethischen
Werthaltungen für Stimmfreigabe plädiert, doch zeigte der Appell an die Verantwortung
der Politik von Alt-Bundesrätin Ruth Dreifuss, in deren Amtszeit die Vorlage erarbeitet
worden war, Wirkung. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.10.2004
MAGDALENA BERNATH
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An ihrer Delegiertenversammlung in Bern sprachen sich die Sozialdemokraten in einer
Resolution gegen die Privatisierung der Swisscom aus und drohten, allfällige
Bestrebungen mit einem Referendum zu bekämpfen. Fast einstimmig fiel der Beschluss
zum Referendum gegen das revidierte Asylgesetz aus, Unterstützung fand auch das von
den Grünen ergriffene Referendum gegen die Revision des Ausländergesetzes. Mit 157:2
Stimmen verabschiedete die SP anschliessend den ersten Teil ihrer „Europa-
Plattform“, worin sie die rasche Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der EU
verlangte. Der von der Geschäftsleitung vorgelegte Plattformentwurf enthielt
Vorschläge für eine Reihe von Reformen, die ihrer Meinung nach bei einem Beitritt
zwingend nötig resp. auch unabhängig davon sinnvoll seien, so die Verlängerung der
Amtszeit des Bundespräsidenten, neu abgegrenzte Departemente, zwei zusätzliche
Bundesräte und vom Parlament gewählte Staatssekretäre, ständige parlamentarische
Europakommissionen mit abschliessenden Entscheidungskompetenzen, ein
Berufsparlament und die Einführung einer Europa-Initiative, welche die Schweiz zu
einem bestimmten Handeln in der EU verpflichten würde. – Den zweiten Teil der
Plattform, der unter anderem die Ersetzung des Schweizerfrankens durch den Euro, das
tiefe schweizerische Zinsniveau und die Verdoppelung der Mehrwertsteuer
thematisiert, wollen die Sozialdemokraten im kommenden Jahr behandeln. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.11.2005
MAGDALENA BERNATH

Die Delegiertenversammlung in Delsberg (JU) im Juni setzte sich mit dem „Neuen
Wirtschaftskonzept der SP Schweiz“ auseinander. Es handelt sich dabei um eine
Revision des Konzepts von 1994; diese ist von einem pragmatischeren Ansatz gegenüber
der kapitalistischen Wirtschaft und der Globalisierung geprägt. Die darin formulierten
Wertvorstellungen und grundlegenden Ziele bleiben aber Verteilungsgerechtigkeit,
Gleichheit der Geschlechter, Demokratie und Berücksichtigung der Interessen der
Arbeitnehmer. Diese Ziele sollen jedoch stärker im Rahmen der bestehenden
Wirtschaftsordnung erreicht werden und nicht wie im alten Konzept vorgesehen, mit
einem neuen System von durch die Arbeitnehmer selbst verwalteten Betrieben. Es geht
gemäss dem neuen Konzept auch nicht darum, den Prozess der Globalisierung
aufzuhalten, die als unaufhaltsame Entwicklung anerkannt wird, sondern um eine
möglichst soziale und umweltverträgliche Gestaltung desselben. Nationalrätin Susanne
Leutenegger Oberholzer (BL), die für das Konzept warb, unterstrich daneben die
Bedeutung eines nachhaltigen Umgangs mit Ressourcen. Bereits rund 250
Änderungsvorschläge, darunter ein Rückweisungsantrag der Freiburger Sektion,
machten deutlich, dass das Konzept einige problematische Aspekte für die Delegierten
enthielt. Den Freiburgern fehlte vor allem die Kohärenz. Wie andere Westschweizer
Delegierte und die Schweizerischen Jungsozialisten (Juso) kritisierten sie insbesondere
die Annäherung der SP an liberale Positionen, wie sie sich in der Befürwortung des
Wettbewerbs in den Gütermärkten (z.B. durch die Übernahme des Cassis-de-Dijon-
Prinzips) ausdrückten. Auf Antrag der Juso wurde die grundsätzliche Kritik am
Kapitalismus, wie sie auch im bisherigen Parteiprogramm verankert ist, nachträglich in
das Wirtschaftskonzept aufgenommen. Auch mit ihrer Forderung nach einer stärkeren
Preisregulierung konnten sich die Juso beinahe durchsetzen. Schliesslich wurde das
modifizierte Konzept mit grosser Mehrheit verabschiedet. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Zentrales Thema der Freiburger Delegiertenversammlung Ende Oktober war die
Wirtschaftspolitik. Der diskutierte Katalog von Forderungen stimmte dabei weitgehend
mit den Zielen der zur neuen Wirtschaftsministerin gewordenen Doris Leuthard
überein: die Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips, um die Verbraucherpreise in der
Schweiz zu senken, der Abbau von weiteren Handelshemmnissen sowie administrative
Vereinfachungen für die KMU. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.10.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

An ihrer Delegiertenversammlung in Lausanne am 23. Juni verabschiedete die CVP ein
Wachstumspaket „Wirtschaftspolitik für mehr Beschäftigung und Lebensqualität“.
Dieses enthielt wenig Neues und war nicht umstritten. Die CVP forderte darin vor allem
einen besseren Transfer von Wissen in die Wirtschaft. Zudem richtete sie sich gegen
die Hochpreisinsel Schweiz und verlangte eine konsequentere Anwendung des
Kartellgesetzes. Die CVP stellte sich hinter die bilateralen Beziehungen zur EU und
befürwortete die Weiterführung der Personenfreizügigkeit und deren Ausdehnung auf
Rumänien und Bulgarien. Gleichzeitig betonte sie die Wichtigkeit von guten
wirtschaftlichen Beziehungen zu den USA und zu den Schwellenländern. Zudem hiess
die CVP die Unternehmenssteuerreform II mit 86 zu einer Stimme bei 3 Enthaltungen
gut. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.06.2007
SABINE HOHL
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An ihrer Delegiertenversammlung auf dem Säntis Mitte September beschloss die CVP
eine Resolution für den Kampf gegen die Hochpreisinsel Schweiz. Sie forderte die
einseitige Einführung des „Cassis-de-Dijon“-Prinzips mit einem möglichst kleinen
Ausnahmenkatalog, den Abbau von Missbräuchen im Patentrecht und die Beseitigung
von „Preis-Ausreissern“ bei Originalmedikamenten, eine Harmonisierung der
kantonalen Baunormen sowie die Eliminierung von Lücken im Kartellrecht. Zudem
verlangte die CVP die Beseitigung der Besteuerung von Kinder- und
Ausbildungszulagen. Die Delegierten hiessen auch einen Gegenvorschlag zu der von der
Linken lancierten Klimainitiative gut, der vorsieht, den CO2-Ausstoss bis 2020 um
mindestens 20% zu senken. 23

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.09.2007
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung Anfang Juli in Brig (VS) befasste sich die SVP mit der
Vorlage zur Personenfreizügigkeit. Da das Parlament entschieden hatte, die
Weiterführung der Personenfreizügigkeit mit der EU und deren Ausdehnung auf die
neuen Mitglieder Bulgarien und Rumänien dem Volk im Falle eines Referendums als
eine einzige Vorlage zur Abstimmung vorzulegen, geriet die Partei in ein Dilemma:
Gegen eine Bekämpfung der ganzen Vorlage gab es Widerstand aus dem
wirtschaftsfreundlichen Flügel der Partei, mit einem Akzeptieren der Ausdehnung auf
Rumänien und Bulgarien lief die SVP aber Gefahr, viele Mitglieder an der Basis zu
enttäuschen. Die SVP hatte den Parlamentsentscheid zunächst als „Austricksen des
Volkes“ bezeichnet und angekündigt, gegen die Vorlage das Referendum zu ergreifen.
Der Zentralvorstand hatte im Mai ein Referendum befürwortet, im Juni richtete er sich
jedoch dagegen. Treibende Kraft war dabei alt Bundesrat Christoph Blocher. Die
Delegierten befürworteten den Verzicht auf ein Referendum mit 326 zu 166 Stimmen.
Die Junge SVP und einige Kantonalsektionen entschieden jedoch später, das von den SD
und der Lega lancierte Referendum zu unterstützen. Weiter wurde an der Versammlung
beschlossen, die AUNS-Volksinitiative „für die Stärkung der Volksrechte in der
Aussenpolitik (Staatsverträge vors Volk)“ aktiv zu unterstützen. Zudem wurde die neue
SVP-Sektion Graubünden in die Landespartei aufgenommen. 24

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.07.2008
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung der CVP vom 25. Oktober wurde einstimmig eine
Resolution zur Europapolitik verabschiedet. In dieser nannte die CVP Handlungsbedarf
auf drei Gebieten: Erstens beim Versicherungsabkommen: Die Öffnung der
Versicherungsmärkte solle auf Lebensversicherungen ausgedehnt werden. Zweitens
solle ein Elektrizitätsabkommen angestrebt werden, das den Stromtransit regeln würde
und der Schweiz die Gelegenheit geben würde, zur europäischen Strom-Drehscheibe
zu werden. Drittens solle ein Gesundheitsabkommen geschlossen werden, das dem
Schweizer Gesundheitswesen beim Export helfen würde. Das Papier wurde einstimmig
verabschiedet. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.10.2008
SABINE HOHL

Im Februar wurde die erweiterte Personenfreizügigkeit mit der EU vom Volk deutlich
(fast 60% Ja-Stimmen) angenommen. Die SVP hatte als einzige grosse Partei die Nein-
Parole zu der Vorlage ausgegeben. Am Abstimmungstag sprach Parteipräsident Toni
Brunner davon, eine Volksinitiative zur Begrenzung der Personenfreizügigkeit zu
lancieren. Er relativierte dies jedoch später: Man werde zunächst den
parlamentarischen Weg beschreiten. 26

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.02.2009
SABINE HOHL

Anfang Mai fand in Bern ein ausserordentlicher Parteitag der SVP statt, an dem die
Partei ihre Positionen in der Migrationspolitik bestätigte. In einer Resolution zum
Thema Asylrecht forderte die SVP unter anderem, dass Militärdienstverweigerer und
Deserteure kein Asyl mehr erhalten sollen. Vorläufig Aufgenommenen soll nach dem
Willen der SVP die Sozialhilfe gestrichen werden. Zudem soll das Grenzwachtkorps um
200 bis 300 Stellen aufgestockt werden, um illegale Einreisen zu verhindern. In einem
breiter angelegten Positionspapier zur Migrationspolitik verlangte die SVP auch
Verschärfungen des Strafrechts. Betont wurde insbesondere, dass die schweizerische
Rechtsordnung gegenüber religiös begründeten Normen Vorrang habe und
durchgesetzt werden müsse. 27

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.05.2009
SABINE HOHL
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In einem im März präsentierten Positionspapier verdeutlichte die CVP ihre
Migrationspolitik. Sie spricht sich gegen die Abkehr von der Personenfreizügigkeit aus,
stellt sich aber auch gegen eine weitere Öffnung der Schweiz. Die Zuwanderung aus
nicht EU-Staaten möchte die CVP restriktiv handhaben. Als Bedingungen für
Einbürgerungen werden ein erfolgreicher Sprachtest und die Akzeptanz der
grundlegenden Schweizer Werte genannt, die Antragstellende mit der Unterzeichnung
einer Charta zu bekräftigen hätten. 28

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.03.2010
MARC BÜHLMANN

In einem Positionspapier zur Aussenpolitik korrigierte die FDP das 1995 eher zufällig
gefasste strategische Ziel eines EU-Beitritts. Der offizielle Europakurs der Partei sei der
Bilateralismus, erinnerte Pelli die Delegierten am Parteitag vom 16. Oktober in Herisau.
Weder ein Alleingang noch ein EU- oder EWR-Beitritt seien valable Alternativen zum
bilateralen Weg. Die Delegierten sprachen sich in der Folge für die Streichung des 1995
gefassten Beschlusses aus. Der Antrag aus der französischen Schweiz, die Möglichkeit
eines Voll- oder Teilbeitritts, allenfalls eines Rahmenabkommens, regelmässig neu zu
beurteilen, wurde mit 172 zu 53 Stimmen abgelehnt. Im schliesslich verabschiedeten
Positionspapier sprachen sich die Freisinnigen deutlich für den gezielten Ausbau des
bilateralen Wegs aus. Insbesondere eine Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheits-
und Verteidigungspolitik soll angedacht werden. 29

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.10.2010
MARC BÜHLMANN

An ihrer Delegiertenversammlung in Lugano Ende März bekräftigte die SVP ihren
Oppositionskurs in der EU-Politik. Gegen das geplante Vertragspaket der Bilateralen III
wurde eine Resolution verabschiedet. Die Idee einer institutionellen Anbindung an die
EU-Behörden bedeute eine automatische Übernahme von EU-Recht und müsse
verhindert werden. In der Resolution wurde auch der definitive Rückzug des EU-
Beitrittsgesuchs gefordert. 30

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.03.2011
MARC BÜHLMANN

Im Januar des Berichtsjahres trat die FDP mit Vorschlägen zur Migrationspolitik vor die
Medien. Im Hinblick auf die aufgrund der Unruhen in Nordafrika zu erwartende
Zunahme von Einwanderungen sei eine Verschärfung der Regulierung anzustreben. Die
Immigration aus Drittstaaten müsse eingeschränkt werden, was insbesondere mit einer
Erschwerung des Familiennachzugs erreicht werden solle. Nur wer keine Sozialhilfe
beziehe, soll in Zukunft seine Familie in die Schweiz holen dürfen. Zudem sollen
Asylverfahren beschleunigt und Rückführungen konsequenter durchgesetzt werden.
Allerdings müsse die Zuwanderung von qualifizierten Einwanderern verstärkt gefördert
werden. Das Positionspapier, das unter der Federführung von Philipp Müller (AG)
entstanden war, stiess parteiintern auf Widerstand. FDP-Vertreter aus der lateinischen
Schweiz, wie etwa Dick Marty (TI) oder Claude Ruey (VD), erinnerten an die humanitäre
Tradition der FDP und des Landes. Am Parteitag Mitte Februar in Zürich sprach sich die
Mehrheit der Delegierten jedoch für eine härtere Gangart aus. In der Folge reichte die
FDP Ende September sieben Motionen zur Asylpolitik ein. Sie distanzierte sich
allerdings deutlich von der SVP-Masseneinwanderungsinitiative, durch die sie die
Personenfreizügigkeit und somit die Schweizer Wirtschaft gefährdet sah [30]. 31

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.10.2011
MARC BÜHLMANN

In einem Anfang Jahr veröffentlichten Positionspapier „Bilaterale plus+“ bekräftigte die
CVP ihre Haltung zum bilateralen Weg bei der Zusammenarbeit der Schweiz mit
Europa. Allerdings müssten die blockierten Verhandlungen durch die Akzeptanz neuer
Institutionen wieder in Schwung gebracht werden. Die Übernahme von EU-Recht im
Rahmen dieser Verhandlungen sei dabei notwendig, müsse aber unter gestalterischer
Mitsprachemöglichkeit der Schweiz geschehen. Die Überwachung der Umsetzung von
EU-Recht – ein wichtiger Verhandlungspunkt – könne laut der CVP durchaus von einer
Institution ähnlich dem EWR/Efta-Gerichtshof wahrgenommen werden. Ein solcher
könne dabei auch in Brüssel angesiedelt sein. Allerdings würde die Partei dabei eine
Vertretung durch Schweizer Richter zur Bedingung machen. 32

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.01.2012
MARC BÜHLMANN
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In der Europapolitik trat die SP etwas leiser, war doch das Thema mit der Eurokrise
eher negativ belastet. Trotzdem bekräftigten die Sozialdemokraten an ihrer
Delegiertenversammlung in Basel Ende Juni, dass sie international vernetzt die Politik in
Europa mitgestalten wollen. Die Abgeordneten verabschiedeten eine Resolution, die
einen Pakt der Sozialisten und Sozialdemokraten für ein soziales, solidarisches,
prosperierendes und friedliches Europa anstrebt. 33

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.06.2012
MARC BÜHLMANN

Lange Zeit eigentlich nicht prioritäres Thema der Sozialdemokraten, wollte man die
Federführung in der Migrationspolitik nicht mehr länger der SVP überlassen. Die SP
legte deshalb Anfang April in einem Positionspaper dar, was für sie kohärente und
umfassende Migrationspolitik bedeutet. Hauptforderung des Papiers war die
Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf Nicht-EU-Staaten. In bilateralen
Handelsbeziehungen müsse künftig auch der Migrationsaspekt miteinbezogen werden.
Es liege im Interesse der Schweiz, spezialisierte Arbeitskräfte aus der ganzen Welt zu
rekrutieren. Den negativen Folgen der Einwanderung – die SP führt diese auf die mittels
Steueranreizen organisierte Standortpolitik einzelner Kantone zurück – müssten mit
flankierenden Massnahmen in der Steuer- und Bildungspolitik sowie auf dem Arbeits-
und Wohnungsmarkt begegnet werden. Insbesondere in den Städten sei die
Schmerzgrenze erreicht. Mit gemeinnützigem Wohnungsbau, Mindestlöhnen und
Mindeststeuersätzen für Unternehmen, die nur noch in strukturschwachen Regionen
durch Steuervergünstigungen angelockt werden dürfen, könnten die Probleme
gemildert werden. Das 51 Kapitel und 149 Forderungen umfassende Papier deckte sich
weitgehend mit den Plänen der SP-Justizministerin Simonetta Sommaruga. So wurde
etwa auch ein effizienterer Vollzug im Asylwesen gefordert. Die Bundesrätin selber
machte sich bei einer Rede in Basel für eine konsequentere Ahndung von Missbräuchen
durch kriminelle Asylbewerber stark. Verantwortung übernehmen heisse auch
unattraktive Entscheide mitzutragen. Das Papier stiess auf interne Kritik und fast 900
Änderungsanträge gingen ein. Bevor es im Herbst an der zweitägigen
Delegiertenversammlung in Lugano diskutiert wurde, nahm die Geschäftsleitung einige
Präzisierungen vor. Eine Auseinandersetzung in der Asylfrage zwischen Cédric Wermuth
(AG) und Präsident Christian Levrat (FR) wurde in der Boulevardpresse zu einem
Hauskrach hochstilisiert. Wermuth warf der Parteispitze vor, mit dem Papier vor der
Rechten zu kuschen. In Lugano folgten die Delegierten den Vorschlägen der
Parteileitung mehrheitlich. Der linke Flügel setzte sich einzig mit dem Antrag durch,
dass Zwangsmassnahmen für die Ausschaffung verboten werden müssen. Angenommen
wurde auch ein Antrag der SP Graubünden, allen in der Schweiz geborenen Personen
automatisch das Bürgerrecht zu erteilen. Zudem fordert das verabschiedete Papier
auch die Legalisierung aller Sans-Papiers. 34

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.2012
MARC BÜHLMANN

Die SP ist die einzige Bundesratspartei, die in ihrem Parteiprogramm am Ziel eines EU-
Beitritts festhält. Mit der Euro-Krise geriet die Europapolitik allerdings seit einiger Zeit
etwas ins Hintertreffen. Die im Juli präsentierten Pläne des Bundesrates für ein
institutionelles Abkommen mit der EU hiessen die Genossen grundsätzlich gut. Auch die
Idee, den Europäischen Gerichtshof in gewissen Fällen mit Deutungshoheit
auszurüsten, beurteilte die SP als gangbaren Weg. Allerdings dürften die flankierenden
Massnahmen nicht angetastet werden. 35

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.07.2013
MARC BÜHLMANN

„Integration ist kein Selbstbedienungsladen“ hiess das Positionspapier, das die SVP
Anfang August präsentierte und mit dem sich die Partei gegen die Vorschläge des
Bundesrates zum neuen Ausländergesetz wandte. Dort wurde eine Erhöhung der
Ausgaben für Integrationsmassnahmen vorgeschlagen, die allerdings nur dann an die
Kantone ausbezahlt würden, wenn auch diese ihr Budget erhöhen. Integration sei aber
keine Staatsaufgabe, so die SVP, sondern beginne mit dem Herzen und sei deshalb eine
Angelegenheit der Ausländer selber. Wer sich nicht integrieren wolle, müsse das Land
verlassen. 36

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.08.2013
MARC BÜHLMANN
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Die Verhandlungen um die Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf Kroatien boten
der SP wie schon in früheren Fällen im Zusammenhang mit den flankierenden
Massnahmen Gelegenheit für Kompensationsgeschäfte. Die Genossen kündigten Mitte
Januar an, nur Hand zur Ausweitung zu bieten, wenn der Wohnungsmarkt stärker
reguliert werde. Die Personenfreizügigkeit sei mitverantwortlich für die hohen Preise
am Wohnungsmarkt, weshalb ein besserer Mieterschutz und Massnahmen für
preisgünstigere Wohnfläche insbesondere in Städten nötig seien. Zudem forderte die
SP auch Anpassungen beim Lohn- und Arbeitnehmerschutz. Ein entsprechendes
Positionspapier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Baden
gutgeheissen. In der Diskussion gab es allerdings auch warnende Stimmen, dass die
Verknüpfung der Forderungen an die Kroatien-Abstimmung die Beziehungen Schweiz-
EU belasten könnte. Eine Kündigung der Personenfreizügigkeit dürfe nicht riskiert
werden. Als proeuropäische Partei könne man nicht zusammen mit der SVP gegen die
Ausdehnung auf Kroatien kämpfen. 37

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2013
MARC BÜHLMANN

Ende Februar 2015 präsentierte die CVP einen Aktionsplan zum starken Franken. Um
den Herausforderungen zu begegnen, unter denen vor allem die Exportwirtschaft und
der Tourismus zu leiden hatten, müssten Rechtssicherheit geschaffen und
wirtschaftliche Erleichterungen umgesetzt werden. In einem Katalog an Massnahmen
forderte die CVP griffige Massnahmen zugunsten des Werkplatzes Schweiz. Angebracht
seien aber weder neue Lohnverhandlungen noch Steuererleichterungen für gewisse
Branchen, sondern Umstrukturierungen auf der Basis von Bildung, Forschung und
Innovation. Gefordert wurde zudem eine bürgerliche Allianz mit dem Ziel, die
bilateralen Verträge mit der EU zu unterstützen. Die Nationalbank wurde aufgefordert,
weiterhin unabhängig, aber mit Sorgfalt zu agieren. 38

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.02.2015
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Am letzten Parteitag der GP vor den Wahlen in Baden wurde über die bilateralen
Verträge mit der EU verhandelt. Mit 74 Ja-Stimmen bei fünf Enthaltungen
verabschiedeten die Delegierten eine Resolution, welche die eidgenössischen Räte
dazu aufforderte, die Vorschläge der Nationalratskommission zu den flankierenden
Massnahmen anzunehmen. Im Besonderen wurde gefordert, dass die Verlagerung des
Schwerverkehrs auf die Schiene forciert werde. 39

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.09.1999
DANIEL BRÄNDLI

Anfangs Februar fasste die GP die Ja-Parole zu den bilateralen Verträgen mit der EU.
Aus den Reihen der einst vehementen EWR-Gegner waren an der
Delegiertenversammlung in Neuenburg nur noch wenige kritische Stimmen zu
vernehmen. 40

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.02.2000
DANIEL BRÄNDLI

Anfangs Jahr beschloss der Parteivorstand die Ja-Parole zur Volksinitiative „Ja zu
Europa“. Die Baselstädtischen und die Luzerner Grünen hingegen beschlossen
Stimmfreigabe, die Berner und die Schaffhauser stimmten für ein Nein, und die übrigen
15 Kantonalparteien schlossen sich der Mutterpartei an. Ebenfalls ein Ja empfahlen die
Grünen zur Initiative „Strassen für alle“. 41

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.02.2001
MAGDALENA BERNATH

Liberale Parteien

Die Abstimmungsempfehlungen der LP deckten sich mit jenen der FDP, mit einer
Ausnahme: Im Februar stimmten die Liberalen der Volksinitiative „Ja zu Europa“
überraschend deutlich zu – die beiden Kantonalparteien Genf und Waadt hatten die
Initiative zuvor nur mit äusserst knappem Mehr angenommen. Basel-Stadt und Wallis
beschlossen hingegen die Nein-Parole. Bereits Ende August beschlossen die Liberalen
in Genf die Nein-Parole für die Volksinitiative „für eine Kapitalgewinnsteuer“, die im
Dezember zur Abstimmung gelangte. Ausserdem verabschiedeten sie eine Resolution,
die das Bankgeheimnis als Teil der Privatsphäre erklärte. Mit der Betonung der
Bedeutung des Bankgeheimnisses für den Finanzplatz Schweiz wollte die LP Genfer
Bankenkreise besänftigen, die sich durch das pro-europäische Engagement der Partei
vor den Kopf gestossen fühlten und damit gedroht hatten, die finanziellen Beiträge für
die Wahlkampagne der LP in der Rhonestadt zu kürzen. 42

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2001
MAGDALENA BERNATH
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Konservative und Rechte Parteien

Die EDU fasste an ihrer Delegiertenversammlung vom April die Nein-Parole zu den
bilateralen Verträgen mit der EU. 43

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.04.2000
DANIEL BRÄNDLI

Die von Schweizer Demokraten und Lega dei Ticinesi angeführte Opposition gegen die
bilateralen Verträge mit der EU brachte im Februar das Referendum zustande. Im Mai
beschlossen die Delegierten einstimmig die Nein-Parole. Gleichzeitig drohte die Partei
mit einem Referendum, sollten die Einbürgerungsvorschriften in der Schweiz
liberalisiert werden. 44

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.05.2000
DANIEL BRÄNDLI

Erzürnt über die Nein-Parole seiner Partei zu den bilateralen Verträgen mit der EU trat
der langjährige Nationalrat (ZH) und Gründer der FP, Michael Dreher, im April mit
sofortiger Wirkung aus dem Parteipräsidium zurück. Mit diesem Entscheid habe sich die
Partei in die Gesellschaft von Sekten, Splittergruppen und Schweizer Demokraten
begeben. Im November gründete Dreher gemeinsam mit sieben Mitstreitern, darunter
auch der Aargauer FDP-Nationalrat Luzi Stamm, eine Stiftung „Auto Union zum Schutz
der Automobilisten und der freien Mobilität“. 45

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.11.2000
DANIEL BRÄNDLI

An ihrer Delegiertenversammlung im Januar setzte sich die BDP sieben Schwerpunkte
für die kommende Legislatur. Sie wolle sich insbesondere für Lösungen in der EU- und
Asylpolitik einsetzen und Vorschläge für eine bessere Energie- sowie Bildungs- und
Mobilitätspolitik erarbeiten. Darüber hinaus sah die Partei Handlungsbedarf bei der
Sicherung der Sozialwerke und bei den Rahmenbedingungen der KMU. In der Presse
wurde der BDP aber nach wie vor Schwammigkeit und unklare Positionierung
vorgeworfen. 46

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.12.2012
MARC BÜHLMANN

Bei der Parolenfassung Anfang September wurde die Position der BDP gegenüber den
Bilateralen Verträgen mit der EU verdeutlicht. Die Masseneinwanderungsinitiative, bei
der die Delegierten ohne Diskussion einstimmig die Nein-Parole empfahlen, würde das
Verhältnis zwischen der EU und der Schweiz auf die Probe stellen. Es gelte sachlich und
nicht emotional zu urteilen, warnte BDP-Parteipräsident Landolt. Nationalrätin Ursula
Haller (BE) kritisierte den SVP-Präsidenten Toni Brunner, der den Bundesrat im
Zusammenhang mit dessen Europapolitik als Landesverräter bezeichnet hatte. 47

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.2013
MARC BÜHLMANN

Andere Parteien

An ihrem Parteitag Mitte Juni in Aarau wagten sich die Piraten in noch wenig vertraute
Gefilde. Sie veröffentlichten ein Communiqué zur Europapolitik, in welchem sie eine
direktdemokratisch organisierte EU fordern, in der jeder Staat das gleiche Gewicht
erhält. Zudem müsse die EU-Exekutive demokratisch legitimiert werden. Erst zu einer
derart organisierten EU könne die Schweiz dereinst beitreten. 48

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.06.2012
MARC BÜHLMANN

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Noch bevor der Bundesrat in seinem Bericht zur Europapolitik der Schweiz den Beitritt
zur EU von einem strategischen Ziel zu einer Option, also einer Möglichkeit unter
anderen, zurückstufte, meldete sich der Dachverband der schweizerischen Wirtschaft,
Economiesuisse, zu Wort. Er wandte sich kategorisch gegen einen EU-Beitritt und
erklärte die Fortführung des eingeschlagenen bilateralen Wegs „zur einzigen
realistischen Option“. Für Economiesuisse wäre ein Beitritt angesichts der
Notwendigkeit einer Volksabstimmung politisch nicht zu realisieren. Zudem wäre er
aber auch wegen des Souveränitätsverlustes, der hohen Kosten von jährlich rund 5 Mia
Fr. und den zunehmend protektionistischen Tendenzen in der EU gar nicht wünschbar.
Damit die Schweiz den Weg der sektoriellen vertraglichen Vereinbarungen mit der EU
weiter verfolgen könne, seien jedoch weitgehende wirtschaftspolitische
Liberalisierungsschritte erforderlich, insbesondere in den Bereichen Post,
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Telekommunikation und Landwirtschaft. 49

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Die Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS), welche nach eigenen
Angaben über eine Kriegskasse von knapp 4 Mio Fr. verfügt, rüstete sich für einen
weiteren Abstimmungskampf. Noch bevor der Bundesrat seine Botschaft über
bewaffnete Armeeeinsätze im Ausland verabschiedet hatte, beschloss sie an ihrer
Jahresversammlung vom 8. Mai in Bern, einen allfälligen zustimmenden Entscheid des
Parlaments mit dem Referendum zu bekämpfen.

Keine Unterstützung durch den AUNS-Vorstand fand das von den SD und der Lega dei
Ticinesi lancierte Referendum gegen die bilateralen Verträge mit der EU. Sowohl AUNS-
Sekretär Fehr als auch Präsident Blocher (beide svp, ZH) beurteilten die Abkommen
zwar negativ, sprachen sich aber gegen eine Teilnahme der AUNS an der
Referendumskampagne aus, da die Neutralität und die Souveränität der Schweiz durch
die Verträge nicht beeinträchtigt würden. 50

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.10.1999
HANS HIRTER

Landwirtschaft

Die Delegiertenversammlung des Schweizerischen Bauernverbandes (SBV) sprach sich
im November bei nur wenigen Gegenstimmen für die bilateralen Verträge mit der EU
aus; das dagegen lancierte Referendum solle nicht unterstützt werden. Die Verträge
würden zwar die Konkurrenz auf dem inländischen Agrarmarkt noch verstärken, böten
der schweizerischen Landwirtschaft aber auch einen besseren Marktzugang in der EU,
von welchem beispielsweise die Käseproduktion durchaus profitieren könnte.
Allerdings verlangte der SBV von der Landesregierung, dass die einheimische
Agrarwirtschaft mit gleich langen Spiessen kämpfen kann wie ihre ausländische
Konkurrenz. Insbesondere sollen die Konsumenten obligatorisch über die Herkunft und
die Produktionsmethoden von Agrarprodukten informiert werden müssen. Dies würde
es den Verbrauchern erlauben, eine faire Wahl zwischen den inländischen und den
nicht zuletzt wegen den in den EU-Staaten zum Teil wesentlich tieferen Standards (z.B.
bezüglich Tierhaltung) billigeren ausländischen Erzeugnissen zu treffen. Eine
entsprechende Eingabe hatte der SBV bereits zu Jahresbeginn zusammen mit dem
Schweizer Tierschutz und Konsumentenorganisationen an den Bundesrat gerichtet. 

Eine eher seltene Allianz entstand im Vorfeld der WTO-Konferenz in Seattle (USA) vom
Dezember. Der SBV verlangte gemeinsam mit den Gewerkschaftsdachverbänden SGB
und CNG, Umweltschutzorganisationen und Hilfswerken vom Bundesrat, sich im
Rahmen der WTO nicht für eine weitere Liberalisierung der weltweiten
Wirtschaftsbeziehungen einzusetzen. 51
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Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Das Referendum der Lega und der SD gegen die bilateralen Verträge mit der EU wurde
von den Gewerkschaften nicht unterstützt. Es bestanden zwar in den Reihen der
Gewerkschaften ernsthafte Befürchtungen über Lohndumping nach der Einführung der
Freizügigkeit im Personenverkehr. Mit den vom Parlament beschlossenen
Begleitmassnahmen, welche insbesondere eine erleichterte
Allgemeinverbindlichkeitserklärung für Gesamtarbeitsverträge brachten, wurde diesen
Ängsten aber weitgehend Rechnung getragen. Vor den Parlamentsverhandlungen hatte
die Gewerkschaft Bau und Industrie (GBI) beschlossen, die Verträge mit einem
Referendum zu bekämpfen, falls diese Begleitmassnahmen nicht zu ihrer Zufriedenheit
ausfallen würden. Später doppelte der SGB nach, indem er unmittelbar vor Beginn der
Ratsdebatten bekannt gab, dass er sein Sekretariat mit der Vorbereitung der Kampagne
für ein allfälliges Referendum beauftragt habe. 52
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Nachdem der SGB bereits während der parlamentarischen Beratungen im Herbst 1999
gedroht hatte, die bilateralen Verträge mit der EU zu bekämpfen, wenn die
arbeitsmarktlichen Begleitmassnahmen unbefriedigend ausfallen würden, erneuerte er
seine Drohung im Berichtsjahr, als die Verhandlungen im Baugewerbe über einen neuen
Gesamtarbeitsvertrag ins Stocken gerieten. Nachdem die Situation dank der
Vermittlung durch Wirtschaftsminister Couchepin deblockiert war, und die
Vertragsverhandlungen erfolgreich abgeschlossen werden konnten, gab der SGB die Ja-
Parole zu den Abkommen mit der EU aus. 53
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